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Stellungnahme des Städteverbandes Schleswig-Holstein 

 

a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Gemeindeordnung und der Amtsord-

nung (LT-Drs. 16/106 (neu) 2. Fassung sowie Änderungsantrag der Fraktion der 

FDP LT-Drs. 16/127) 

 

b) zu dem Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Reform kommunaler Verwaltungs-

strukturen (Erstes Verwaltungsstrukturreformgesetz; LT-Drs. 16/407) 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

in vorbezeichneter Angelegenheit danken wir für die Gelegenheit zur Abgabe einer Stellung-

nahme im schriftlichen Anhörungsverfahren und nehmen wie folgt Stellung: 

 

I. Zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Gemeindeordnung und der 

Amtsordnung (LT-Drs. 16/106 (neu) 2. Fassung sowie Änderungsantrag der 

Fraktion der FDP LT-Drs. 16/127) 

 

Wir begrüßen den Antrag der Koalitionsfraktionen, mit dem durch die Heraufsetzung 

der Einwohnergrenze die Pflicht zur Beschäftigung einer hauptamtlichen Gleichstel-

lungsbeauftragten auf Städte und Gemeinden sowie Ämter über 15.000 begrenzt 

wird. Damit wird ein erster Schritt zum Standardabbau durchgeführt. Der sich aus 

dem Grundgesetz und der Landesverfassung ergebende verfassungsrechtliche Auf-

trag zur Gleichstellungsarbeit bleibt beachtlich.  
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Grundsätzlich sollte das aus der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie folgende 

Recht auf Organisationshoheit die Freiheit der Entscheidung darüber einschließen, in 

welcher Weise die Kommune ihrem Auftrag zur Gleichstellungsarbeit gerecht wird. 

Der organisationsrechtliche Zwang zur Beschäftigung einer hauptamtlichen Gleich-

stellungsbeauftragten sollte daher auf Dauer keinen Bestand in der Gemeindeord-

nung haben. Vor diesem Hintergrund weist der weitergehende Änderungsantrag der 

Fraktion der FDP auf das aus Sicht der Städte zu erreichende Ziel. 

 

 

II. Zum Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Reform kommunaler Verwaltungsstruk-

turen (Erstes Verwaltungsstrukturreformgesetz; LT-Drs. 16/407) 

 

1. Vorbemerkung: 

 

Der Städteverband Schleswig-Holstein hat am 05.09.2005 umfassend zu der Erstfas-

sung der Orientierungshilfe der Landesregierung Stellung genommen und eine Reihe 

klärungsbedürftiger Fragen aufgeworfen und eine Vielzahl von Vorschlägen zur Pro-

zessgestaltung unterbreitet (Anlage). Gleichzeitig hat der Städteverband Schleswig-

Holstein deutlich gemacht, dass er dem Verwaltungsstrukturreformprozess offen ge-

genübersteht und mit seiner Erwartungshaltung zum Ausdruck gebracht, dass die 

vielschichtigen Fragestellungen gemeinsam mit den kommunalen Landesverbänden 

in einem offenen und fairen Dialog erörtert werden. 

 

Es ist festzustellen, dass die wichtigsten offenen Fragestellungen im Zusammenhang 

mit dem Verwaltungsstrukturreformprozess innerhalb des kreisangehörigen Bereichs 

nach wie vor weder durch die Orientierungshilfe noch durch das Erste Verwaltungs-

strukturreformgesetz beantwortet werden. Ebenfalls ist festzustellen, dass verfah-

rensleitende und prozesssteuernde bzw. –begleitende Vorschläge des Städteverban-

des Schleswig-Holstein nicht aufgegriffen worden sind.  

 

Aufgrund der vielfach noch offenen Fragestellungen kann der Entwurf des Ersten 

Verwaltungsstrukturreformgesetzes in seinen Auswirkungen noch nicht abschließend 

beurteilt werden, weil wesentliche Elemente der Gesamtkonzeption noch gar nicht er-

kennbar sind und innerhalb der Freiwilligkeitsphase der Verwaltungszusammen-

schlüsse auf Grundlage einer noch nicht absehbaren späteren Rechtgrundlage vor-

bereitet oder sogar durchgeführt werden. Das isolierte Anheben der maßgeblichen 

Einwohnerzahl für eine hauptamtliche Verwaltung ohne weitere strukturelle Änderun-

gen der Amtsordnung verbunden mit der Abkehr von dem Grundsatz, dass ein zent-

raler Ort zumindest als Unterzentrum schon aufgrund der Zentralitätsfunktion in der 

Regel über eine hauptamtliche Verwaltungsleitung verfügen sollte, bildet keine 

Grundlage für das Entstehen einer zukunftsfähigen Verwaltungsstruktur in Schleswig-

Holstein. 
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Zu den zentralen noch ungeklärten Fragestellungen, die zwingend in Zusammenhang 

mit dem Ersten Verwaltungsstrukturreformgesetz zu klären sind, gehören: 

 

a) Die Darstellung der zukünftigen Geschäftsgrundlage für sich zusam-

menschließende Verwaltungen  

 

Die Landesregierung strebt auf der Grundlage der Koalitionsvereinbarung eine 

Fortentwicklung der Amtsordnung an. Aus Sicht des Städteverbandes 

Schleswig-Holstein müssen die Eckpunkte der zu erwartenden Gesetzesände-

rung möglichst frühzeitig von der Landesregierung bekannt gegeben werden, 

damit auch in der Freiwilligkeitsphase die Vorstellungen der Landesregierung 

über die künftige Neuordnung erkennbar werden. 

 

Dazu gehören u.a. Festlegungen zu den Fragen, 

 

● welchen Aufgabenbestand die Ämter zukünftig haben werden, 

 

● welche Führungsstrukturen das Amt der Zukunft aufweist, 

 

● wie der Amtsausschuss künftig gewählt und wie sich dieser zusam-

mensetzen wird 

 

und 

 

● auf welche Weise die besonderen Interessen des zentralen Ortes in-

nerhalb eines Amtes berücksichtigt werden können. 

 

Werden diese notwendigerweise zu regelnden Sachverhalte nicht in naher 

Zukunft konkretisiert und erhalten abschätzbare Konturen, so ergibt sich das 

Problem, dass innerhalb der Freiwilligkeitsphase auf Grundlage des geltenden 

Rechts nicht vorhersehbar ist, was die Geschäftsgrundlage für den Verwal-

tungszusammenschluss für die Zukunft ist. Diese Verunsicherung kann gera-

de in den Fällen, in denen die Verwaltungen in hohem Maße Kooperationsbe-

reitschaft zeigen, nicht hingenommen werden. Eine Stadt, die vor der Frage 

des Amtsbeitritts steht, muss heute wissen, in welchem Umfang sie 

morgen im Amtsausschuss vertreten ist, wie ihre Interessen dort wahr-

genommen werden, welche Kompetenzen der Amtsauschuss zukünftig 

erhält und wie die Führungsstruktur des Amts ausgestaltet ist. 

 

Im Zusammenhang damit ist zu berücksichtigen, dass innerhalb der Freiwillig-

keitsphase nur solche Lösungen angestrebt werden sollten, die auch in Bezug 

auf die zu erwartende Neuregelung Bestand haben, ohne dass das nachfol-

gende Gesetz den zum jetzigen Zeitpunkt gefundenen Lösungen gewisser-

maßen die „Geschäftsgrundlage“ wieder entzieht. 
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Nach der im Ersten Verwaltungsstrukturreformgesetz vorgesehenen Lösung in 

Bezug auf die Einwohnergrenze von 8.000 Einwohnerinnen und Einwohnern 

für eine hauptamtliche Verwaltung muss davon ausgegangen werden, dass 

die Aufgabe der Hauptamtlichkeit einer Stadt unterhalb dieser Einwohner-

grenze innerhalb der Freiwilligkeitsphase einen unumkehrbaren Schritt für die 

Zukunft darstellt. Vor dem Hintergrund der Unumkehrbarkeit muss aber für al-

le Entscheidungsträger Klarheit darüber bestehen, wie die Zukunft gemeinsam 

auf Grundlage des geltenden Rechts beschritten werden soll. 

 

 

b) Keine konzeptionellen Vorgaben innerhalb der Freiwilligkeitsphase 

 

Die Maßstäbe für die Gestaltung von Verwaltungszusammenschlüssen im 

kreisangehörigen Bereich sind so wenig sichtbar wie ein Gesamtkonzept für 

den Verwaltungsstrukturreformprozess. 

 

Nach dem Ziel der Landesregierung und dem Wortlaut der Koalitionsvereinba-

rung sollen die Verflechtungsbereiche für Verwaltungszusammenschlüsse 

maßgeblich und wirtschaftliche und verkehrliche Zusammenhänge wichtige 

Maßstäbe für die Gestaltung sein. Diese Anforderungen gelten auch während 

der Freiwilligkeitsphase.  

 

Eine umfassende Darstellung der tatsächlichen Verflechtungsbeziehungen, 

einschließlich der wirtschaftlichen und verkehrlichen Zusammenhänge als 

Grundlageninformation für Verwaltungszusammenschlüsse gibt es nicht flä-

chendeckend. Die erforderliche Akzeptanz in dem Verwaltungsstrukturreform-

prozess im kreisangehörigen Bereich setzt aber voraus, dass die historische 

und kulturelle Entwicklung, die geographischen Verhältnisse und die wirt-

schaftliche sowie die soziale Struktur als Entscheidungskriterien einbezogen 

werden.  

 

Der Städteverband Schleswig-Holstein hatte deshalb angeregt, kurzfristig un-

ter Beteiligung der kommunalen Landesverbände ein Gutachten über zu prü-

fende Verwaltungszusammenschlüsse und Kooperationsräume erstellen zu 

lassen, in dem die eigenen Maßstäbe der Landesregierung und des Koaliti-

onsvertrages Berücksichtigung finden.  

 

Nur der Appell, sog. Negativ-Konstellationen gegen die zentralen Orte zu 

vermeiden, ist nicht ausreichend, um Entwicklungen zu vermeiden, die das 

Miteinander in der Region eher behindern als befördern und zu einer Ver-

schärfung der Beziehungen des zentralen Ortes zu den im Verflechtungsbe-

reich liegenden Gemeinden führen, statt diese zu entspannen. 

 

Aus diesem Grund kann das Erste Verwaltungsstrukturreformgesetz sich nicht 

allein auf die Festlegung einer Mindesteinwohnerzahl für eine hauptamtlich 

geleitete Verwaltung beschränken. 
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c) Keine Aussagen zur Berücksichtigung der Funktionen der Städte unter 

8.000 Einwohnerinnen und Einwohner innerhalb des zentralörtlichen 

Systems  

 

Die Wechselwirkung von der Funktion einer Stadt aufgrund ihrer Einstufung im 

zentralörtlichen System und den Anforderungen an ihre Verwaltung findet in 

den vorliegenden Überlegungen der Landesregierung bisher keine Berück-

sichtigung. In die Überlegungen muss einbezogen werden, dass das Bedürf-

nis für eine hauptamtliche Verwaltung einer Stadt nicht allein aus dem kom-

munalverfassungsrechtlichen Status der Stadt, sondern insbesondere aus der 

Funktion als zentraler Ort folgt. Die von dem Verwaltungsstrukturreformpro-

zess betroffenen Städte sind meistens Unterzentren oder sogar Unterzentren 

mit der Teilfunktion eines Mittelzentrums. Aufgrund der Funktionen innerhalb 

des zentralörtlichen Systems sieht beispielsweise auch der Landesraumord-

nungsplan vor, dass Unterzentren in der Regel über eine hauptamtlich geleite-

te Verwaltung verfügen. Zu diesen Zusammenhängen sowie die sich daraus 

ergebenden Konsequenzen für die zukünftige Gestaltung der Verwaltungs-

struktur enthalten weder der Gesetzentwurf noch die Orientierungshilfe hinrei-

chend konkrete Festlegungen. 

 

 

d) Keine Verzahnung von sachlich zusammenhängenden (Verwaltungs-) 

Strukturreformen 

 

Es ist nicht erkennbar, inwieweit sachlich miteinander in Zusammenhang ste-

hende Strukturreformen, wie etwa die Neuordnung der Schulträgerlandschaft 

und die Verwaltungsstrukturreform im kreisangehörigen Bereich in Einklang 

gebracht werden, bzw. ob im Sinne eines ganzheitlichen Ansatzes ein Ge-

samtkonzept vorliegt. Das Zusammenführen von Parallelprozessen erweist 

sich aber als notwendig, damit nicht in erheblichem Umfang Doppelstrukturen 

entstehen oder aufrechterhalten werden müssen. So wird beispielsweise die 

verfassungsrechtlich problematische Frage zu entscheiden sein, ob die Ämter 

zukünftig die Aufgabe der Selbstverwaltungsaufgabe „Schulträgerschaft“ als 

eigene Aufgabe gesetzlich zugewiesen bekommen, wie dies die Koalitions-

vereinbarung vorsieht. Sollte dies der Fall sein, so gäbe es einerseits unmit-

telbare Auswirkungen auf den räumlichen Zuschnitt der neu zu bildenden Äm-

ter und würde andererseits auch die Frage der Neuregelung der demokrati-

schen Legitimation der Organe der Ämter auslösen. Sollte eine Aufgabenüber-

tragung auf die Ämter nicht beabsichtigt sein, stellt sich die Frage der Wirt-

schaftlichkeit von Doppelstrukturen. 

 

Im Übrigen wird wegen der näheren Einzelheiten und zwecks Vermeidung von Wie-

derholungen auf unsere Stellungnahme zur Orientierungshilfe vom 05.09.2005 ver-

wiesen (vgl. Anlage). 
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Zu Artikel 1 – Änderung der Amtsordnung 

 

Die Änderungsbestimmungen zur Amtordnung enthalten nicht die für die Zukunftsgestaltung 

wesentlichen Informationen, damit bereits in der Freiwilligkeitsphase die Städte eine ausrei-

chende Entscheidungsgrundlage für die Verwaltungsstruktur in der Zukunft haben. Positiv zu 

bewerten ist die Möglichkeit zur Bildung Kreisgrenzen überschreitender Ämter.  

 

 

Zu Artikel 2 – Änderung der Gemeindeordnung und zu Artikel 4 - Übergangsregelun-

gen 

 

Die Gemeindeordnung dient als Regelwerk für alle kommunalpolitisch Tätigen und muss 

deshalb in besonderer Weise den Anforderungen an eine einfache und klare und hinreichend 

bestimmte Gesetzessprache stellen. Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel durch Verweisung 

in § 60 GO die Regelungen des § 48 GO für anwendbar zu erklären, wobei § 48 Abs. 2 GO 

weitere Verweisungen enthält. Für ehrenamtlich verwaltete Städte verweist der § 60 auf die 

§ 30, 50-53 GO. Der Regelungsgehalt des § 60 erschöpft sich mithin in Verweisungen. Hier-

zu ist festzustellen, dass der Gesetzentwurf den Anforderungen an eine einfache, klare und 

hinreichend bestimmte Gesetzessprache nicht genügt, wenn von einer Reihe von Verwei-

sungen Gebrauch gemacht wird, die die Lesbarkeit und Verständlichkeit des Gesetzestextes 

insbesondere im Hinblick auf die Adressaten des Gesetzes in erheblichem Maße einschrän-

ken.  

 

Unabhängig von der handwerklichen Kritik begegnet der Gesetzentwurf aber auch in inhaltli-

cher Hinsicht erheblichen rechtssystematischen und verfassungsrechtlichen Bedenken. 

 

1. Keine Rechtfertigung für die Aufgabe des Grundsatzes der hauptamtlichen 

Verwaltung von Städten 

 

Der Gesetzentwurf sieht den Wegfall des Grundsatzes vor, dass Städte über eine 

hauptamtliche Verwaltungsleitung verfügen. Diese Regelung begegnet rechtssyste-

matischen Bedenken, weil die bisherige Festlegung einer Regel (Hauptamtlichkeit) – 

Ausnahme (Ehrenamtlichkeit)-Verhältnisses den rechtstatsächlichen Verhältnissen 

entspricht. So haben lediglich 7 von 63 Städten weniger als 5.000 Einwohnerinnen 

und Einwohner, wobei Arnis, Wilster und künftig Garding ehrenamtlich verwaltet wer-

den und die Städte Friedrichsstadt und Krempe bereits amtsangehörig sind. Legt man 

§ 59 Abs. 2 GO zugrunde, wonach die Mindestgröße für den Erwerb des Stadtrechts 

bei 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner liegt, erweist sich die Aufgabe des 

Grundsatzes der Hauptamtlichkeit für Städte kommunalverfassungsrechtlich als nicht 

geboten.  
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2. Vereinbarkeit der Übergangsbestimmung mit der kommunalen Selbstverwal-

tungsgarantie fraglich 

 

Der Regelungsmechanismus sieht vor, dass Städte, die über eine eigene Verwaltung 

verfügen, zukünftig hauptamtlich verwaltet werden. Die Kriterien, ob eine Stadt 

hauptamtlich verwaltet wird oder nicht, legt das Gesetz nicht fest.  

 

Vielmehr hängt die Möglichkeit der hauptamtlichen Verwaltung bis zum 31.10.2007 in 

Städten mit weniger als 8.000 Einwohnerinnen und Einwohnern allein von der Zu-

stimmung des Innenministeriums zur Durchführung der Wahl der hauptamtlichen 

Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters ab. Mit der Versagung der 

Zustimmung zur Durchführung einer Direktwahl ist verbunden, dass eine Stadt nach 

Vorstellung des Innenministeriums nur noch ehrenamtlich verwaltet werden darf, mit 

der Folge, dass sie amtsangehörig werden muss oder in Rahmen einer Verwaltungs-

gemeinschaft von einer anderen amtsfreien Gemeinde/Stadt oder einem Amt verwal-

tet wird. Dabei ergibt sich für viele Städte aufgrund des fehlenden Handlungsdrucks 

des natürlichen Kooperationspartners die Notwendigkeit,  

 

a) sich entweder in Ansehung einer ungünstigen Verhandlungsposition 

während der Freiwilligkeitsphase zu einem Verwaltungszusammen-

schluss zu entschließen, der im Regelfall sowohl die Aufgabe der 

Amtsfreiheit als auch die Aufgabe der Hauptamtlichkeit auf Dauer be-

inhaltet und dessen zukünftige Rechts- und Geschäftsgrundlage noch 

nicht feststeht 

 

oder  

 

b) auf eine noch nicht abschätzbare gesetzliche Regelung zuzuwarten. 

 

 

Beide Alternativen sind mit Unsicherheiten und Unwägbarkeiten behaftet, die die Ent-

scheidungsträger in den Städten nicht in die Lage versetzen, die Zukunftsentschei-

dung eines Verwaltungszusammenschlusses auf der Grundlage eines umfassenden 

Abwägungsprozesses zu treffen. 

 

Die Zustimmung des Innenministeriums zur Durchführung der Direktwahl setzt eine 

pflichtgemäße Ermessensentscheidung (§ 73 LVwG) voraus. Damit entscheidet in-

nerhalb der Freiwilligkeitsphase allein die Exekutive über die Möglichkeit einer haupt-

amtlichen Verwaltungsleitung, ohne dass der Gesetzgeber die Kriterien der Ermes-

sensausübung festlegt. Eine derart weit reichende Einräumung von Ermessen-

spielräumen, ohne dass sich die ermessenslenkende Kriterien aus dem Gesetz 

selbst oder aus dem in der Gesetzesbegründung dokumentierten Willen des 

Gesetzgebers ergeben, erweist sich mit Blick auf die verfassungsrechtlichen 

Bezüge als bedenklich.  
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Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG gewährleistet den Gemeinden das Recht der Selbstverwal-

tung. Ihnen ist ein grundsätzlich alle örtlichen Angelegenheiten umfassender Aufga-

benbereich sowie die Befugnis zur eigenverantwortlichen Führung der Geschäfte in 

diesem Bereich zuerkannt.  

 

Das Selbstverwaltungsrecht gewährleistet den Gemeinden das Recht, in eigener 

Verantwortung alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Ge-

setze zu regeln. Dazu gehört neben dem Satzungsrecht, der Personal-, Finanz- und 

Planungshoheit auch die Organisationshoheit als Recht der Gemeinde zur Orga-

nisation ihrer Verwaltung, zur Einrichtung von Behörden und zur Schaffung öf-

fentlicher Einrichtungen für ihre Einwohnerinnen und Einwohner. Auch hinsicht-

lich der Befugnis zu eigenverantwortlicher Führung der Geschäfte muss der Gesetz-

geber den prinzipiellen Vorrang einer dezentralen vor einer zentralen und damit staat-

lich determinierten Aufgabenwahrnehmung berücksichtigen (vgl. BVerfGE 83, 363 

<382>). Für den Umkreis der örtlichen Angelegenheiten schützt Art. 28 Abs. 2 Satz 1 

GG die Gemeinden vor staatlichen Reglementierungen, die die Art und Weise der 

Aufgabenerledigung betreffen. Darüber hinaus gilt das Recht zur Organisation der 

Gemeindeverwaltung nicht nur bezüglich bestimmter Sachaufgaben, sondern 

für die gesamte Verwaltung (vgl. BVerfGE 83, 363 <382>). Zur eigenverantwortli-

chen Organisationsentscheidung innerhalb der kommunalen Organisationshoheit ge-

hört mithin auch die Entscheidung darüber, ob eine Stadt künftig weiterhin ihre 

Hauptamtlichkeit beibehalten will. 

 

Von diesen Grundsätzen muss der Gesetzgeber ausgehen, wenn die Frage der 

hauptamtlichen Verwaltung von Städten in Frage gestellt wird. Vor dem Hintergrund 

des Art. 28 GG muss der Gesetzgeber selbst die wesentlichen Regelungen treffen, 

die das kommunale Selbstverwaltungsrecht betreffen und darf dies nicht allein der 

Exekutive überlassen.  

 

Dabei hat der Gesetzgeber unseres Erachtens insbesondere zu berücksichtigen, 

dass die hauptamtliche Verwaltung einer Stadt in der Regel nicht allein aus dem 

kommunalverfassungsrechtlichen Status der Stadt folgt, sondern aus der Funktion ei-

nes zentralen Ortes. Dies ist sachlich auch deshalb gerechtfertigt, weil in den Grö-

ßenordnungen eines Unterzentrums regelmäßig eine Reihe von öffentlichen Einrich-

tungen zu verwalten sind und Planungsprozesse und Entscheidungen für die Stadt-

entwicklung im verdichteten Raum andere Anforderungen an die Verwaltung stellen, 

als im ländlichen Raum. Die Zentralitätsfunktion einer Stadt stellt besondere Anforde-

rungen an die Bauleitplanung, die Stadtentwicklungsplanung, die Schulentwicklungs-

planung, den Bau und die Unterhaltung von öffentlichen Einrichtungen, der Daseins-

vorsorge, den Bau und die Unterhaltung von Infrastruktureinrichtungen und die 

Wahrnehmung koordinierender Ordnungs- und Planungsaufgaben für das Nebenein-

ander von Wohnen und Wirtschaften im verdichteten Raum. Zu diesen Zusammen-

hängen schweigt der Gesetzentwurf. Es wird noch nicht einmal deutlich, dass das In-

nenministerium diese Zusammenhänge bei der Entscheidung über die Zustimmung 

zwingend zu berücksichtigen hat. 
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Insgesamt erweist sich der Gesetzentwurf in der vorliegenden Form als nicht geeignet, um 

die offenen, aber notwendigerweise zu klärenden Fragen innerhalb des Verwaltungsstruktur-

reformprozesses im kreisangehörigen Bereich zu beantworten. Ohne eine Präzisierung des 

gesetzgeberischen Ziels verbunden mit der klaren Aussage, von welchen Kriterien sich das 

Innenministerium bei seiner Ermessensentscheidung leiten lassen muss, wird der Gesetz-

entwurf in der vorliegenden Form abgelehnt.  

 

Der Städteverband Schleswig-Holstein ist bereit, den Prozess der Verwaltungsmodernisie-

rung im Land Schleswig-Holstein konstruktiv zu begleiten und hat dies zuletzt auf seinem 

Städtekongress im Januar 2006 bekräftigt. Er erwartet aber auch, dass die klärungsbedürfti-

gen Fragestellungen in einem offenen und fairen Dialog mit den kommunalen Landesver-

bänden erörtert und gelöst werden. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr 

 
 
 
 
Jochen von Allwörden 
Geschäftsführer 
 
 
 



 




















































